








































An den Bürgermeister 
der Stadtgemeinde Melk 
 

 

Dringlichkeitsantrag 
gemäß § 46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 1973 

 
 

Die gefertigten Gemeinderäte stellen gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 folgenden 
Dringlichkeitsantrag. Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Melk möge beschließen, 
die Tagesordnung der heutigen Gemeinderatssitzung um folgenden 
Tagesordnungspunkt zu erweitern. 

Resolution: REGIONAL statt Global –  
Bedrohung durch Mercosur und Ukraine Importe 

Schutz der heimischen Konsumenten und Bauern - sofortiger Umsetzung 
Lebensmittelherkunftskennzeichnung und Importstopp für Agrarerzeugnisse, die nicht 
den österreichischen Standards entsprechen  
 

Begründung der Dringlichkeit 

Aktuell stehen auf europäischer Ebene wesentliche Entscheidungen im 
Zusammenhang mit internationalen Handelsabkommen – insbesondere dem 
Mercosur-Abkommen – sowie mit Importregelungen für Agrarerzeugnisse bevor. 
Diese Entwicklungen betreffen unmittelbar die Rahmenbedingungen für die 
österreichische Landwirtschaft, die Versorgung mit regionalen Lebensmitteln sowie die 
Transparenz für Konsumenten. 

Die Auswirkungen dieser Entscheidungen betreffen nicht nur landwirtschaftliche 
Betriebe, sondern auch Gemeinden als Lebens- und Wirtschaftsraum, in dem 
regionale Lebensmittelproduktion, Nahversorgung und Konsumentenschutz eine 
wichtige Rolle spielen. Eine klare und zeitnahe politische Stellungnahme des 
Gemeinderates soll daher ein Signal zur Unterstützung der heimischen Landwirtschaft, 
fairer Wettbewerbsbedingungen sowie einer transparenten Herkunft von 
Lebensmitteln setzen. 

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Melk sieht sich als Interessenvertretung der 
örtlichen Bevölkerung und als Stimme der Gemeinden gegenüber Bund und 
Europäischer Union in der Verantwortung, Entwicklungen aufzuzeigen, die sowohl die 
Versorgung der Bevölkerung mit regionalen Lebensmitteln als auch die wirtschaftliche 
Grundlage vieler bäuerlicher Betriebe betreffen. 

Gegenstand dieses Antrags ist die Aufforderung an die Bundesregierung, Maßnahmen 
zum Schutz der heimischen Konsumenten sowie der österreichischen Landwirtschaft 
zu setzen. Dazu zählen insbesondere, die Einführung einer verpflichtenden 
Lebensmittelherkunftskennzeichnung sowie Maßnahmen gegen den Verkauf von 



Lebensmitteln, die unter Produktionsbedingungen hergestellt wurden, die nicht den 
österreichischen Standards entsprechen. 

Importe von Lebensmitteln aus Drittstaaten führen zunehmend zu massiven 
Wettbewerbsnachteilen für die heimische Landwirtschaft. Österreichweit stellen täglich 
rund neun landwirtschaftliche Betriebe ihre Produktion ein. 

Gleichzeitig gelangen immer häufiger Lebensmittel auf den europäischen Markt, die 
unter Produktionsbedingungen hergestellt wurden, die innerhalb der Europäischen 
Union aus Gründen des Gesundheits-, Umwelt- oder Tierschutzes nicht zulässig 
wären. Dazu zählen etwa gentechnisch veränderte Produkte oder Lebensmittel, die 
mit Pflanzenschutzmitteln behandelt wurden, deren Einsatz in Österreich und in der 
Europäischen Union verboten ist. Auch Fleisch wird teilweise unter deutlich 
niedrigeren Produktions- und Tierschutzstandards erzeugt und ohne klare 
Kennzeichnung angeboten. 

Neben den bereits bestehenden Importen aus der Ukraine, die bei Getreide, 
Zuckerrüben und anderen Agrarprodukten zu erheblichen Preisverfällen geführt 
haben, verschärft sich der Wettbewerbsdruck für heimische Betriebe zunehmend. 
Während österreichische landwirtschaftliche Betriebe strengen gesetzlichen Vorgaben 
im Bereich Umwelt-, Tier- und Konsumentenschutz unterliegen, wird in anderen 
Regionen unter deutlich geringeren Standards produziert. 

Diese Entwicklung betrifft nicht nur landwirtschaftliche Betriebe selbst, sondern auch 
Gemeinden als Lebens- und Wirtschaftsraum. Landwirtschaftliche Betriebe leisten 
einen wichtigen Beitrag zur regionalen Wertschöpfung, zur Nahversorgung mit 
Lebensmitteln sowie zur Pflege der Kulturlandschaft. 

Andere Länder zeigen bereits, dass Maßnahmen zum Schutz der eigenen 
Landwirtschaft und der Konsumenten möglich sind. So hat Frankreich – wie unter 
anderem das Handelsblatt am 7. Jänner 2026 berichtete – ein Importverbot für 
Agrarerzeugnisse erlassen, die mit in Europa verbotenen Pflanzenschutzmitteln 
behandelt wurden. Der entsprechende Erlass gilt, bis auf europäischer Ebene 
einheitliche Regelungen geschaffen werden. 

Auch in der „Österreichischen Bauernzeitung“ vom 9. Jänner 2026 wurde berichtet, 
dass seit 8. Jänner 2026 in Frankreich eingeführte Agrarerzeugnisse keine 
Rückstände bestimmter, in der Europäischen Union verbotener Pflanzenschutzmittel 
enthalten dürfen. Betroffen sind unter anderem Wirkstoffe wie Carbendazim, Benomyl, 
Glufosinat, Thiophanat-methyl und Mancozeb. 

Kontrollen betreffen dabei unter anderem Getreide und Kartoffeln, Zitrusfrüchte, Stein- 
und Kernobst sowie Tomaten. 

In Anlehnung an diesen Vorstoß wird daher auch für Österreich ein Importverbot für 
Agrarerzeugnisse gefordert, die nicht den österreichischen Produktionsstandards 
entsprechen. Was für heimische Betriebe aus Gründen des Gesundheits-, Umwelt- 
und Tierschutzes verboten ist, darf auch bei Importprodukten nicht erlaubt sein. 

Solche Maßnahmen würden sowohl den Konsumentenschutz stärken als auch faire 
Wettbewerbsbedingungen für die heimische Landwirtschaft schaffen. Regionale 
Lebensmittelerzeuger brauchen Schutz und faire Rahmenbedingungen statt 



zusätzlicher Benachteiligungen. Konsequente Kontrollen an den Außengrenzen der 
Europäischen Union sind daher notwendig. 

Resolution 

Der Gemeinderat beschließt, die Bundesregierung aufzufordern: 

1. eine verpflichtende Lebensmittelherkunftskennzeichnung in der Gastronomie 
sowie für alle verarbeiteten Lebensmittel einzuführen, damit Konsumenten 
nachvollziehen können, woher die verwendeten Produkte stammen; 

2. Maßnahmen zu setzen, um den Import von Agrarerzeugnissen zu unterbinden, 
die nicht den österreichischen bzw. europäischen Produktions-, Umwelt- und 
Tierschutzstandards entsprechen. 

Weiterleitung 

Der Bürgermeister wird beauftragt, diese Resolution unverzüglich an die 
Bundesregierung (insbesondere Bundeskanzleramt, BMLUK, BMWET und 
BMASGPK) zu übermitteln. Weiters wird der Bürgermeister ersucht, die im Nationalrat 
vertretenen Parteien darüber zu informieren. 

 

 

 

 

--------------------------------------------- ---------------------------------------------- 

Rudolf Kuntner Ing. Jennifer Ilck- Kainbacher, MSc 

 

 

 

 

---------------------------------------------- ---------------------------------------------- 

 Andreas Leopoldinger 

06.05.2026 
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DRINGLICHKEITSANTRAG GEM. § 46 ABS. 3 NÖ GEMEINDEORDNUNG

eingebracht von den unterzeichneten Mitgliedern

des Gemeinderates der Fraktion/des Gemeinderatsklubs SPÖ Melk

melher

Melk, am 7. Mai 2026

An den Bürgermeister

der Stadtgemeinde Melk

Rathausplatz 11

3390 Melk

Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Die unterzeichneten Mitglieder des Gemeinderates bringen gemäß § 46 Abs. 3 NÖ
Gemeindeordnung 1973 vor Beginn der 3. Sitzung des Gemeinderates am 07.05.2026

folgenden schriftlich begründeten Dringlichkeitsantrag ein und beantragen, über die

Zuerkennung der Dringlichkeit ohne Beratung abstimmen zu lassen.

DRINGLICHKEITSANTRAG GEM. §46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung

Betreff:

Rückverweisung der Tagesordnungspunkte 3.1 „Haushaltskonsolidierungskonzept,

Angebot KDZ" und 3.2 „Prozessoptimierung, Angebote KDZ und SYNGROUP" aus dem

nichtöffentlichen Teil in die öffentliche Sitzung mangels erkennbarer gesetzlicher

Grundlage für die nichtöffentliche Behandlung.

Beschlussantrag:

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Melk möge beschließen:

„Die auf der Tagesordnung im nichtöffentlichen Teil vorgesehenen Tagesordnungspunkte

3.1 „Haushaltskonsolidierungskonzept, Angebot KDZ" und 3.2 „Prozessoptimierung,

Angebote KDZ und SYNGROUP" werden gemäß § 47 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 1973
vor ihrer inhaltlichen Behandlung zur Verhandlung in öffentlicher Sitzung rückverwiesen.

Der Gegenstand als solcher ist jedenfalls insoweit öffentlich zu behandeln, als keine

konkret zu benennenden Geheimhaltungsinteressen im Sinne des § 47 Abs. 1 NÖ
Gemeindeordnung 1973 entgegenstehen. Solche Geheimhaltungsinteressen wurden

den unterzeichneten Mitgliedern des Gemeinderates bislang nicht konkret

bekanntgegeben.
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DRINGLICHKEITSANTRAG GEM. § 46 ABS. 3 NÖ GEMEINDEORDNUNG

eingebracht von den unterzeichneten Mitgliedern

des Gemeinderates der Fraktion/des Gemeinderatsklubs SPÖ Melk

1^^

1^^

Dies betrifft insbesondere die finanzielle Ausgangslage der Stadtgemeinde Melk, die

Notwendigkeit eines Haushaltskonsolidierungskonzepts, die Beauftragung externer

Beratungsleistungen, die Höhe der vorgesehenen Kosten sowie die im vorliegenden

Protokollentwurf angeführte fehlende Bedeckung im Voranschlag 2026. Soweit einzelne

Bestandteile der zugrunde liegenden Angebote tatsächlich Betriebs- oder

Geschäftsgeheimnisse oder sonstige konkret schutzwürdige Interessen im Sinne des §

47 Abs. 1 NÖ Gemeindeordnung 1973 betreffen sollten, sind ausschließlich diese
konkreten Bestandteile gesondert zu behandeln, in den Unterlagen unkenntlich zu

machen oder erforderlichenfalls nichtöffentlich zu erörtern."

Be^ründjjog der DringM^

Die Dringlichkeit ergibt sich daraus, dass die Tagesordnungspunkte 3.1 und 3.2 bereits in

der gegenständlichen Sitzung behandelt werden sollen und ohne konkret genannte

Geheimhaltungsinteressen dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung zugeordnet wurden.

Eine Entscheidung über die Rückverweisung in die öffentliche Sitzung muss daher vor der

inhaltlichen Behandlung dieser Tagesordnungspunkte erfolgen, weil andernfalls die

öffentliche Beratung über diese Angelegenheiten faktisch vereitelt wäre.

Soweit § 47 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 1973 vorsieht, dass über einen Antrag auf
Rückverweisung zur Verhandlung in öffentlicher Sitzung in nichtöffentlicher Sitzung zu

verhandeln ist, zielt der vorliegende Dringlichkeitsantrag nicht darauf ab, diese

gesetzliche Vorgabe zu umgehen. Vielmehr soll sichergestellt werden, dass die

Verfahrensfrage der Rückverweisung rechtzeitig, jedenfalls vor der inhaltlichen

Behandlung der Tagesordnungspunkte 3.1 und 3.2, entschieden wird. Nur dadurch kann

der in § 47 Abs. 1 NÖ Gemeindeordnung 1973 verankerte Grundsatz der Öffentlichkeit
wirksam gewahrt werden.

Begründung:

Nach § 47 Abs. 1 NÖ Gemeindeordnung 1973 sind Sitzungen des Gemeinderates

grundsätzlich öffentlich. Eine nichtöffentliche Behandlung ist nur für jene Gegenstände

vorgesehen, bei denen die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorliegen, insbesondere

individuelle Personalangelegenheiten, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, sonstige

schutzwürdige Interessen, mögliche wirtschaftliche oder persönliche Nachteile für

Dritte, individuelle hoheitliche Verwaltungsakte, Steuergeheimnisse oder gesetzliche

Geheimhaltungspflichten.
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DRINGLICHKEITSANTRAG GEM. § 46 ABS. 3 NÖ GEMEINDEORDNUNG

eingebracht von den unterzeichneten Mitgliedern

des Gemeinderates der Fraktion/des Gemeinderatsklubs SPÖ Melk

methsf

Den unterzeichneten Mitgliedern des Gemeinderates ist bislang keine konkrete

schriftliche oder sonstige Begründung für die Einreihung der Tagesordnungspunkte 3.1

und 3.2 in den nichtöffentlichen Teil der Tagesordnung bekannt geworden. Der

Bürgermeister wird daher ersucht, vor der inhaltlichen Behandlung dieser

Tagesordnungspunkte allfällig bestehende konkrete gesetzliche Grundlagen für deren

nichtöffentliche Behandlung bekanntzugeben.

Aus den vorliegenden, den Mitgliedern des Gemeinderates bereits im Vorfeld der Sitzung

übermittelten Unterlagen zu TOP 3.1 ergibt sich, dass es sich um eine Angelegenheit von

grundsätzlicher haushaltspolitischer Bedeutung handelt. Darin wird ausdrücklich

festgehalten, dass die Stadtgemeinde Melk mit einer herausfordernden Finanzsituation

konfrontiert ist, dass das Haushaltspotenzial negativ ist und dass städtische

Maßnahmen zur Verbesserung der Haushaltssituation sowie die Erstellung eines

Haushaltskonsolidierungskonzepts gemäß § 72b NÖ Gemeindeordnung 1973
erforderlich sind. Da ein Haushaltskonsolidierungskonzept nach § 72b NÖ
Gemeindeordnung 1973 vom Gemeinderat zu beschließen, beim nächstfolgenden

Voranschlag zu berücksichtigen und der Aufsichtsbehörde vorzulegen ist, besteht auch

an vorbereitenden und unterstützenden Maßnahmen dazu ein erhebliches öffentliches

Interesse.

Auch TOP 3.2 betrifft nach den bereits vorliegenden Unterlagen keine individuelle

Personalangelegenheit und keinen individuellen Verwaltungsakt, sondern die

systematische Analyse interner Prozesse der Gemeinde, die Identifikation von

Optimierungspotenzialen, nachhaltige Einsparungen sowie die Beauftragung externer

Beratungsleistungen. Dabei werden im Protokollentwurf die Anbieter, der

Leistungsumfang und die Angebotssummen ausdrücklich genannt.

In beiden Tagesordnungspunkten wird außerdem festgehalten, dass eine Bedeckung im

Voranschlag 2026 nicht gegeben ist und die Kosten in den Nachtragsvoranschlag 2026

aufgenommen werden sollen. Gerade dieser Umstand spricht für eine öffentliche

Behandlung, weil es sich um den Einsatz öffentlicher Mittel, um die Vorbereitung

budgetärer Entscheidungen und um Fragen der Haushaltskonsolidierung handelt.

Die Öffentlichkeit hat ein berechtigtes Interesse daran, nachvollziehen zu können,

welche externen Beratungsleistungen aus welchen Gründen, zu welchem Zweck und in

welcher Höhe beauftragt werden sollen, welche Ziele damit verfolgt werden und welche

Auswirkungen dies auf den Nachtragsvoranschlag 2026 sowie auf die weitere

Haushaltsführung der Stadtgemeinde Melk haben kann.
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DRINGLICHKEITSANTRAG GEM. § 46 ABS. 3 NÖ GEMEINDEORDNUNG

eingebracht von den unterzeichneten Mitgliedern

des Gemeinderates der Fraktion/des Gemeinderatsklubs SPÖ Melk

nBlker

Eine pauschale Behandlung dieser Gegenstände im nichtöffentlichen Teil erscheint

daher auf Grundlage des vorliegenden Protokollentwurfs nicht ausreichend begründet.

Soweit tatsächlich einzelne Angebotsbestandteile schutzwürdige

Geschäftsgeheimnisse enthalten sollten, rechtfertigt dies nicht zwingend die

nichtöffentliche Behandlung des gesamten Tagesordnungspunktes. Vielmehr wäre in

diesem Fall eine auf die konkret schutzwürdigen Teile beschränkte Vorgangsweise

ausreichend und verhältnismäßig.

Für den Fall, dass die Dringlichkeit nicht zuerkannt wird oder der Vorsitzende die

Behandlung des Rückverweisungsantrages ausschließlich im nichtöffentlichen Teil für

zulässig erachtet, behalten sich die unterzeichneten Mitglieder des Gemeinderates vor,

den Antrag auf Rückverweisung unmittelbar zu Beginn des nichtöffentlichen Teils der

Sitzung, jedenfalls vor der inhaltlichen Behandlung der Tagesordnungspunkte 3.1 und

3.2, erneut zu stellen. Im Falle der Zuerkennung der Rückverweisung wird beantragt, die

öffentliche Sitzung für die Verhandlung dieser Tagesordnungspunkte wieder

aufzunehmen bzw. die weitere Vorgangswelse so festzulegen, dass eine öffentliche

Behandlung ermöglicht wird. Eine allfällige aufsichtsbehördliche Prüfung der

Vorgangsweise bleibt vorbehalten.

Aus diesen Gründen wird beantragt, die Tagesordnungspunkte 3.1 und 3.2 gemäß §

47 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 1973 vor ihrer inhaltlichen Behandlung in die
öffentliche Sitzung zurückzuverweisen und dort zu verhandeln.

Es wird ersucht, diesen Dringlichkeitsantrag, die Abstimmung über die Zuerkennung der

Dringlichkeit sowie eine allfällige inhaltliche Abstimmung über den Beschlussantrag

vollständig in das Sitzungsprotokoll aufzunehmen.

Mit freundlichen Grüßen

Die unterzeichneten Mitglieder des Gemeinderates

KEINE BEILAGEN
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DRINGLICHKEITSANTRAG GEM. §46 ABS. 3 NO GEMEINDEORDNUNG

eingebracht von den unterzeichneten Mitgliedern
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